
Statuten des Europäischen Netzwerkes der Ombudspersonen im Hochschulbereich (ENOHE)  

Angenommen von der Generalversammlung am 28. April 2026 

§ 1 Name, Sitz und Tätigkeitsbereich 

(1) Der Name des Vereins lautet "European Network of Ombuds in Higher Education". Der Verein 

hat seinen Sitz in Wien, Österreich. Die genaue Adresse lautet: Rosengasse 2-6, A-1010 Wien. 

Der Verein unterliegt den Bestimmungen des österreichischen Vereinsgesetzes 2002 - VerG in 

der geltenden Fassung. Die ständige Geschäftsstelle (Admin Office) ist zugleich der 

Vereinssitz. 

(2) Gemäß österreichischem Vereinsgesetz müssen diese Statuten in deutscher Sprache 

abgefasst sein. Daher ist ausschließlich die deutsche Version der Statuten rechtsverbindlich. 

Ebenso sind alle Anträge und Mitteilungen an die nach diesem Gesetz zuständigen 

österreichischen Behörden in deutscher Sprache zu verfassen. Für alle Streitigkeiten aus 

diesen Statuten ist ausschließlich das sachlich zuständige Gericht in Wien zuständig. 

(3) Die offizielle Sprache des Vereins ist Englisch. 

§ 2 Ziele des Vereins 

(1) Der Verein fördert die unabhängige Ombudsarbeit und den Austausch von Wissen und 

Erfahrung an Hochschulen in Europa und darüber hinaus. 

(2) Zur Erreichung des Zwecks führt der Verein folgende Aktivitäten durch: 

a. Organisation von Tagungen, Workshops und Fortbildungen 

b. Weitergabe von Informationen, Materialien und Forschungsergebnissen 

c. Förderung des Austauschs und der Zusammenarbeit unter den Mitgliedern 

d. Unterstützung der institutionellen, lokalen, regionalen, nationalen, europäischen und 
internationalen Ombudsstellen im Hochschulbereich und ihrer Netzwerke. 

§ 3 Arten der Mitgliedschaft 

Es gibt folgende Mitgliedsarten: 

(1) Ordentliche Mitglieder (Voting Members): Natürliche Personen mit aktivem und passivem 

Stimm- und Wahlrecht, sofern sie hinsichtlich ihrer Mitgliedschafts- und Beitragsstatus „in 

good standing“ sind und ihre Mitgliedsbeiträge fristgerecht bezahlt haben (siehe dazu 

Wahlordnung § 6). 

(2) Institutionelle Mitglieder (Institutional Members): Ombudsstellen oder Institutionen, die 

mehr als eine:n Mitarbeiter:in haben, können eine institutionelle Mitgliedschaft beantragen. 

Für das aktive Stimm- und Wahlrecht ist eine natürliche Person namentlich als 

stimmberechtigtes Mitglied zu benennen. Andere von der institutionellen Mitgliedschaft 

umfasste Personen als das benannte stimmberechtigte Mitglied sind nicht stimmberechtigt 

(siehe dazu Wahlordnung § 6). 

(3) Ehrenmitglieder (Honorary Members): werden wegen besonderer Verdienste durch die 

Generalversammlung ernannt. Für diese Mitgliedschaft sind keine Beiträge zu entrichten. 

Ehrenmitglieder haben kein Stimmrecht, es sei denn, sie treten zusätzlich als ordentliche 

Mitglieder (Voting Members) bei und entrichten den entsprechenden Mitgliedsbeitrag. 



§ 4 Aufnahme und Beendigung der Mitgliedschaft 

(1) Wer ordentliches Mitglied werden möchte, stellt einen schriftlichen Antrag. Der Vorstand 
entscheidet über die Aufnahme. Bei Ablehnung kann innerhalb von 4 Wochen Einspruch 
erhoben werden. Die nächste Generalversammlung entscheidet dann endgültig. Für die 
Mitgliedschaft ist ein jährlicher Mitgliedsbeitrag zu bezahlen, der vom Vorstand bestimmt 
wird. 

(2) Institutionen, die Mitglied werden möchten, wenden sich zur Antragstellung an die/den 
Kassier:in. 

(3) Die Mitgliedschaft endet durch: 

a. freiwilligen Austritt (Mitteilung an den Vorstand, jeweils zum Monatsende) 

b. Erlöschen der Mitgliedschaft bzw. Ausschluss wegen Nichtzahlung des 
Mitgliedsbeitrags nach mindestens zwei Mahnungen. Nach Ausbleiben der Zahlung 
trotz zweier Mahnungen wird das Mitglied schriftlich informiert, dass die 
Mitgliedschaft erloschen ist bzw. es nicht länger Mitglied ist. 

c. Ausschluss wegen grober Verletzung der Vereinsinteressen (Vorstandsbeschluss), 
vorher Gelegenheit zur Stellungnahme. Gegen diese Entscheidung kann innerhalb 
von 4 Wochen Einspruch erhoben werden. Die nächste Generalversammlung 
entscheidet dann endgültig. Bis dahin ist der Ausschluss durch den Vorstand gültig. 

d. Tod (bei natürlichen Personen) oder Auflösung der Organisation 

e. Aberkennung der Ehrenmitgliedschaft durch die Generalversammlung 

§ 5 Rechte und Pflichten der Mitglieder 

(1) Alle Mitglieder dürfen an Veranstaltungen teilnehmen (gegebenenfalls gegen Entrichtung 

einer Teilnahmegebühr) und erhalten regelmäßig Informationen über die Vereinsarbeit. 

(2) Alle Mitglieder haben das Recht, an der Generalversammlung teilzunehmen; Anträge 

(Motions) können nur von ordentlichen Mitgliedern (Voting Members) und 

stimmberechtigten Mitgliedern der institutionellen Mitglieder eingebracht werden. Die 

konkreten Fristen und Modalitäten zu Wahlen und Wahlrechten sind in § 9 dieser Statuten 

und in der jeweils gültigen Wahlordnung geregelt. 

(3) Mitglieder verpflichten sich, 

a. die Ziele des Vereins zu unterstützen 

b. die beschlossenen Mitgliedsbeiträge fristgerecht zu zahlen 

c. sich an die Vereinsstatuten zu halten 

§ 6 Organe des Vereins 

Die Organe des Vereins sind: die Generalversammlung, der Vorstand (Board), die ständige 
Geschäftsstelle (Admin Office) als nicht gewähltes Vorstandsmitglied, die Rechnungsprüfer:innen 
(Auditor) 

(1) Generalversammlung 

a. Die Generalversammlung ist das höchste Organ des Vereins. 

b. Sie findet mindestens einmal jährlich statt. 

c. Alle Mitglieder werden mindestens drei Wochen vorher schriftlich oder per E-Mail 
eingeladen. 

d. Die Einladung enthält die Tagesordnung. 



e. Eine außerordentliche Generalversammlung findet statt, 

i. wenn der Vorstand es für nötig hält 

ii. oder wenn mindestens ein Zehntel der stimmberechtigten Mitglieder 
(Voting Members) dies schriftlich verlangt. 

f. Aufgaben der Generalversammlung: 

i. Wahl und Entlastung des Vorstands und der Rechnungsprüfer:innen 

ii. Beschluss von Statutenänderungen und Vereinsauflösung 

iii. Genehmigung des Jahresberichts und der Jahresrechnung 

iv. Entscheidung über Einsprüche gegen den Ausschluss oder die Ablehnung 
der Aufnahme eines Mitglieds 

v. Ernennung und Aberkennung von Ehrenmitgliedschaften mit einer 
Mehrheit von mehr als 60 % der anwesenden stimmberechtigten 
Mitglieder 

vi. Festsetzung der Mitgliedsbeiträge 

vii. Beschluss über Anträge des Vorstands und der stimmberechtigten 
Vereinsmitglieder (Voting Members) 

g. Die Generalversammlung ist unabhängig von der Anzahl der anwesenden 
Mitglieder beschlussfähig, sofern sie ordnungsgemäß einberufen wurde. 

h. Beschlüsse werden mit einfacher Mehrheit gefasst, soweit die Statuten nichts 
anderes bestimmen. Jede:r Stimmberechtigte (voting member) hat eine 
Stimme. 

i. Bei Stimmengleichheit entscheidet die:der Vereinsvorsitzende. 

j. Über die Generalversammlung wird ein Protokoll angefertigt. 

(2) Der Vorstand 

a. Der Vorstand besteht aus acht gewählten Personen: 

i. President (Vorsitzende:r) 

ii. Vice-President (Stellvertretung) 

iii. Treasurer (Kassier:in) 

iv. Secretary (Schriftführer:in) 

v. vier weitere Vorstandsmitglieder 

b. Wenn die Anzahl der Mitglieder steigt, können auch zusätzliche Vorstandsmitglieder 
während einer Wahl aufgenommen werden. Insgesamt besteht der Vorstand aus 
mindestens 8 aber nicht mehr als 10% der voting members des Vereins. 

c. Die ständige Geschäftsstelle (Admin Office) ist als nicht gewähltes Vorstandsmitglied 
mit Stimmrecht im Vorstand vertreten. 

d. Die Wahl erfolgt durch die Generalversammlung für drei Jahre; gewählte 
Vorstandsmitglieder können nach Ablauf ihrer Amtszeit wiedergewählt werden. 

e. Aufgaben des Boards: 

i. Leitung der laufenden Geschäfte des Vereins, sowie rechtsverbindliche 
Vertretung des Vereins nach außen entsprechend den jeweiligen 
Funktionen der Vorstandsmitglieder. 

Der:die Präsident:in führt die laufenden Geschäfte des Vereins 
und vertritt den Verein nach außen. Bei Verhinderung wird 
der:die Prässident:in durch den:die Vizepräsident:in vertreten. 

Schriftliche Ausfertigungen des Vereins bedürfen zu ihrer 
Gültigkeit der Unterschriften der:des Präsident:in, der:des 
Vizepräsident:in und in Geldangelegenheiten, der:des 
Kassieres:Kassierin. Rechtsgeschäfte zwischen 
Vorstandsmitgliedern und Verein bedürfen der Zustimmung eines 
anderen Vorstandsmitglieds. 



ii. Durchführung der Beschlüsse der Generalversammlung 

iii. Verwaltung der Finanzen 

iv. Aufnahme und Ausschluss von Mitgliedern 

v. Vorbereitung der Generalversammlung 

f. Das Board ist unabhängig von der Anzahl der anwesenden Vorstandsmitglieder 
beschlussfähig, sofern alle Vorstandsmitglieder ordnungsgemäß eingeladen 
wurden. 

g. Das Board fasst seine Beschlüsse mit einfacher Mehrheit. Alle Vorstandsmitglieder 
sind gleich stimmberechtigt. Bei Stimmengleichheit entscheidet die:der President. 

(3) Rechnungsprüfer:innen 

a. Zwei Rechnungsprüfer:innen werden von der Generalversammlung für zwei Jahre 
gewählt. Sie dürfen nicht gleichzeitig dem Vorstand angehören. 

b. Aufgaben: 

i. Überprüfung der Finanzen und Rechnungsführung mindestens einmal 
jährlich 

ii. Schriftlicher Bericht an die Generalversammlung 

(4) Schiedsgericht 

a. Zur Schlichtung von Streitigkeiten aus dem Vereinsverhältnis ist eine vereinsinterne 
Schlichtungseinrichtung (Schiedsgericht) eingerichtet. Diese entscheidet über alle 
Streitigkeiten zwischen dem Verein und seinen Mitgliedern sowie zwischen 
Mitgliedern, soweit sich diese Streitigkeiten aus dem Vereinsverhältnis ergeben. Es 
ist eine „Schlichtungseinrichtung“ im Sinne des Vereinsgesetzes 2002 und kein 
Schiedsgericht nach den §§ 577 ff ZPO. 

b. Das Schiedsgericht besteht aus drei stimmberechtigten Vereinsmitgliedern (voting 
members). Jede Streitpartei benennt innerhalb von zwei Wochen ab Einleitung des 
Schlichtungsverfahrens ein Mitglied als Schiedsrichter:in; die beiden benannten 
Schiedsrichter:innen wählen ein drittes Mitglied als Vorsitzende:n des 
Schiedsgerichts. 

c. Kommt innerhalb von vier Wochen ab Einleitung des Schlichtungsverfahrens keine 
Einigung über die Besetzung des Schiedsgerichts zustande, erfolgt die Bestellung der 
noch fehlenden Schiedsrichter:innen durch Los aus dem Kreis der stimmberechtigten 
Mitglieder.  

d. Das Schiedsgericht entscheidet nach Anhörung beider Seiten innerhalb von drei 
Monaten schriftlich; die Entscheidung ist vereinsintern endgültig. Den Streitparteien 
ist beiderseitiges Gehör zu gewähren. 

§ 7 Governance Structure und Committees 

(1) Alle über die in den Statuten festgesetzten Aufgaben, Zuständigkeiten und Abläufe des 

Boards, der weiteren Vereinsorgane sowie gegebenenfalls eingesetzten Arbeitsgruppen 

(Committees) werden in gesonderten Dokumenten geregelt. Diese Dokumente werden 

vom Board erstellt und sind allen Mitgliedern in geeigneter Weise zugänglich zu machen. 

(2) Die in solchen Dokumenten enthaltenen Regelungen dürfen den Statuten nicht 

widersprechen und können insbesondere keine von diesen Statuten abweichenden 

Bestimmungen über die Führung der Vereinsgeschäfte oder die Vertretung des Vereins 

nach außen begründen. 

 

§ 8 Fristen 

(3) Die Einladung zur Generalversammlung erfolgt mindestens 21 Tage (drei Wochen) vor dem 

Termin per E-Mail. 



(4) Fristen für Wahlen und damit zusammenhängende Abläufe sind in der Wahlordnung geregelt. 

(5) Das Finanzjahr des Vereins beginnt am 1. Jänner und endet am 31. Dezember eines jeden 

Jahres. Die Berichte für die Rechnungsprüfer/innen werden ebenfalls für diesen Zeitraum 

erstellt. 

(6) Das Mitgliedsjahr des Vereins beginnt jeweils am 1. April und endet am 31. März des 

Folgejahres. Der jährliche Mitgliedsbeitrag ist nach zweimaliger Mahnung spätestens vor 

Erstellung des Wahlverzeichnisses zu entrichten. 

(7) Das Governance-Jahr des Vereins beginnt am 1. September und endet am 31. August des 

Folgejahres. 

§ 9 Finanzen 

(1) Die finanziellen Mittel des Vereins setzen sich zusammen aus: 

a. Mitgliedsbeiträgen 

b. Förderungen, Spenden, Zuwendungen 

c. Einnahmen aus Veranstaltungen und Publikationen 

(2) Das Vereinsjahr entspricht dem Kalenderjahr. 

 

§ 10 Protokollierung 

(1) Über sämtliche Sitzungen von Vorstand und Generalversammlung wird Protokoll geführt. 

(2) Protokolle von Board Meetings sind vertraulich und werden vom Vorstand mindestens fünf 

Jahre aufbewahrt. 

§ 11 Statutenänderung 

Änderungen dieser Statuten können nur von der Generalversammlung beschlossen werden, und zwar 
mit einer Zweidrittelmehrheit der anwesenden stimmberechtigten Mitglieder (voting members). 

§ 12 Freiwillige Auflösung des Vereins 

(1) Die freiwillige Auflösung des Vereins kann nur in einer eigens dafür einberufenen 

Generalversammlung mit Zweidrittelmehrheit der anwesenden stimmberechtigten Mitglieder 

(voting members) beschlossen werden. 

(2) Falls nach Begleichung aller Verbindlichkeiten noch Vermögen übrig ist, fällt dieses an 

gemeinnützige Organisationen mit ähnlichem Zweck im Bildungsbereich, die von der 

Generalversammlung auszuwählen sind. 

§ 13 Schlussbestimmungen 

In allen Angelegenheiten, die in diesen Statuten nicht geregelt sind, gilt das Vereinsgesetz 2002. 


